Gerhard Gohler (Hg.)

Macht der Offentlichkeit —
Offentlichkeit der Macht

Die Legitimationsmacht der Offentlichkeit: Die 6ffentliche Meinung der
Mediendemokratie. In: Gohler, G. (Hg.): Macht der Offentlichkeit -
Offentlichkeit der Macht. Baden-Baden 1995, 115-131.

[} Nomos Verlagsgesellschaft
Baden-Baden



mensch
Textfeld
Die Legitimationsmacht der Öffentlichkeit: Die öffentliche Meinung der Mediendemokratie. In: Göhler, G. (Hg.): Macht der Öffentlichkeit - Öffentlichkeit der Macht. Baden-Baden 1995, 115-131.


Gedruckt mit Unterstiitzung der deutschen Forschungsgemeinschaft

Die Deutsche Bibliothek — CIP-Einheitsaufnahme

Macht der Offentlichkeit — Offentlichkeit der Macht / Gerhard Géhler (Hrsg.). —
1. Aufl, — Baden-Baden : Nomos Verl.-Ges., 1995

ISBN 3-7890-3978-0
NE: Gohler, Gerhard [Hrsg.]

1. Auflage 1995
© Nomos Verlagsgescllschaft, Baden-Baden 1995. Printed in Germany. Alle Rechte,

auch die des Nachdrucks von Ausziigen, der photomechanischen Wiedergabe und der
Ubersetzung, vorbehalten.

Gedruckt auf alterungsbestindigem Papier

Inhaltsverzeichnis

Einleitung (Gerhard Gohler)

Normative Konzepte von Offentlichkeit

Plidoyer fiir eine ungeteilte Offentlichkeit.

Anmerkungen zum >normativen Begriff der Offentlichkeit«

von Jiirgen Habermas
Udo Bermbach

Selbstorganisation, Selbstregierung, Selbstverwirklichung:

Die Idee der Offentlichkeit im Spiegel moderner
Demokratietheorie

Rainer Schmalz-Bruns

Macht in der Offentlichkeit der Demokratie.
Kritischer Kommentar zu R.Schmalz-Bruns

Michael Th. Greven

Diskursive Offentlichkeit.
Mbéglichkeiten der Radikalisierung und der Kritik
Frank Nullmeier

Die Macht der Offentlichkeit

Die Legitimationsmacht der Offentlichkeit:
Die offentliche Meinung der Mediendemokratie

Simone Dietz

Die Macht der Medien und die Demokratie
Manfred Schmitz

Welchen Einflufl haben die Massenmedien auf die
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland?

Jiirgen Gerhards

25

39

75

85

115

133

149



C. Die Offentlichkeit der Macht

Die »Offentlichkeit« der Institutionen.

Grundbegriffliche Uberlegungen im Rahmen der

Theorie und Analyse institutioneller Mechanismen 181
Karl-Siegbert Rehberg

Die Visibilitdt der Macht und
die Strategien der Machtvisualisierung 213
Herfried Miinkler

Inszenierte Offentlichkeit und politischer Skandal.
Arkanpolitik und ihre Grenzen unter den Bedingungen

von biirgerlichem Verfassungsstaat und Parteiendemokratie 231
Rolf Ebbighausen

Normative Modelle der Offentlichkeit von Institutionen.

Die Argumente fiir das 6ffentliche Stimmrecht in der

deutschen Wahlrechtsdebatte des 19. Jahrhunderts 241
Hubertus Buchstein

»Arguing« oder »Bargaining«:
Selbstbindung der Politik durch 6ffentliche Diskurse 27T
Thomas Saretzki



Die Legitimationsmacht der Offentlichkeit:
Die 6ffentliche Meinung der Mediendemokratie

Simone Dietz

Als im Dezember 1991 der Erste Biigermeister und Scnatspriisident von Hamburg Ein-
spruch gegen ein Gesetz erhob, das erst wenige Tage zuvor von der Mehrheit des Par-
laments beschlossen worden war, begriindete er sein ungewdhnliches Vorgehen mit
»moralischen MaBstiben der Legitimation, die gegen das strittige Gesetz geltend ge-
macht worden seien. Die politischen Institutionen der Hansestadt seicn in eine funda-
mentale Legitimationskrise geraten, das neue Gesclz habe in der Offentlichkeit keine
Akzeptanz gefunden.

Ungewdhnlich war dieser Vorgang nicht nur deshalb, weil das Vetorecht der Regic-
rung gegen Gesetzesbeschliisse des Parlaments in der fast vierzigjihrigen Geschichte
der Hamburgischen Verlassung crst ein einziges Mal in Anspruch genommen worden
war. Ungewdhnlich war auch der Gegenstand des Verfahrens, denn es ging um ein Ge-
sclz in eigener Sache: um die Diiiten und Pensionen der Abgeordneten, die insheson-
dere fiir die Fraktionsvorsitzenden und dic Parlamentspriisidentin bedeutend erhéht
werden sollten. Ungewdhnlich war aber vor allem, dafB hicr cin Gesetz im letzten Mo-
ment unter Berufung auf dic Offentlichkeit gestoppt wurde, das nicht nur von der
Mehrheit des Parlaments, sondern auch vom Regierungschel selbst bis zum Schluf
verteidigt worden war. In diesem Zusammenhang ist bemerkenswert, daB dic Mitglie-
der der beiden grofien Fraktionen, die das Diditengesetz ins Parlament eingebracht und
beschlossen hatten, den Einspruch des Biirgermeisters zwar billigten, seincr Einschit-
zung ciner »Legilimationskrise« auch zustimmten, gleichwohl aber weiterhin gute
Griinde fiir die inhaltliche Rechtfertigung des Gesetzes und ein formal korrektes Ver-
fahren fiir die stattgelundenc BeschluBifassung in Anspruch nahmen.

Der Hamburger Didtenfall scheint die sozialwissenschaflliche These zu widerlegen,
dal es »die offentliche Meinung« gar nicht gebe (Hunziker 1981) — hier jedenfalls war
sie fiir die verantwortlichen Politiker unbequem deutlich vernehmbar. Das Beispicl
zeigl auch, daB Offentlichkeit nicht nur eine Legitimationsfunktion fiir die Macht der
politischen Institutionen erfiillt, sondern selbst eine Macht gegeniiber den politischen
Institutionen darstellt — dafl »Macht« also aul beiden Seiten des Verhiltnisses besteht.
Diese an sich triviale Feststellung ist hier insofern interessant, als es sich im beschrie-
benen Fall fast ausschlieBlich um MedienafTentlichkeit handelte: Nicht die Offentlich-
keit von Protestversammlungen, Flugblatt- und Unterschriftenaktionen o.i. hatte die
Riicknahme des Gesetzes bewirkt, sondern dic massive Kritik der Massenmedien, die
den Fall wochenlang mit Schlagzeilen trakticrt hatten. Hier kann offenbar weder von
einer neutralen Rolle der Medien als Vermittlungssystem (Weischenberg 1990, Ger-
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hards/Neidhardt 1990) im politischen Prozel3 gesprochen werden, noch von ihrer In-
strumentalisierung durch politische Institutionen zur Erzeugung von Massenloyalitit
(Habermas 1990: 45). Aber auch wenn man cine cigenstindige »Macht der Medien«
ldngst fiir ein unbestrittenes Merkmal moderner Demokratien hilt, ist damit noch nicht
klar, worauf diese Macht beruht und wie sie wirkt. Verfiigen moderne Massenmedien
als »vierte Gewalt« (Langenbucher/Staudacher 1989) gegeniiber politischen Institu-
tionen iiber cine wirklich unabhéngige Durchsetzungsmacht in der Gesellschaft?

Das geschilderte Beispiel wirft insbesondere die Frage aufl, ob die Macht der Offent-
lichkeit nicht nur der Legitimation, sondern auch der Rationalisierung politischer Ent-
scheidungen dient (Landlried 1991). Nimm( man die Aussagen der Mehrheit der Ab-
geordneten ernst, dab sie trotz guter Griinde und korrekter Verfahren auf die
Bestitigung eines Ollentlich kritisierten Gesetzes verzichtetlen, so liegt der SchluB
nahe, dall die Macht der Massenmedien eine sachlich kompetente Entscheidung hier
gerade verhindert habe. Unterstellt man hingegen, die »guten Griinde« fiir das Abge-
ordnetengesetz seien von den Massenmedien hinreichend entkriftet worden, was aus
Befangenheit oder Angst vor Gesichtsverlust von der Mchrheit der Abgeordneten aber
nicht habe zugegeben werden kénnen, so wird man das Beispiel als eindrucksvolle Be-
stiligung dafiir werten, daB Offentlichkeit in der modernen Mediendemokratie dic
Verniinftigkeit politischer Entscheidungen geradezu erzwingen konne.

Auch diese Deutung, tiir dic zuniichst vieles spricht, kann aber bei genauer Belrach-
tung in Frage gestellt werden. AufTillig ist nimlich, daf sich die Macht der Offentlich-
keit erst so spit — im buchstéiblich letzten Moment — durchsetzen konnte, obwohl das
Gesetzesvorhaben in den Medien schon sehr friith angegriffen worden war. Dies legt
die Vermutung nahe, daB andere Faktoren fiir das Veto der Hamburger Regierung aus-
schlaggebend gewesen sein konnten. Tatsédchlich konnte sich die Regicrungspartei im
Parlament nur auf eine denkbar knappe, aul einer cinzigen Stimme beruhende Mehr-
heit stiitzen. Trotz cines zustimmenden Parleitagsbeschlusses waren massenhafle Par-
teraustritte und zunchmende innerparieiliche Kritik auch von hohen Funktionstrigern
dem Diitenbeschluf gefolgt. Vor diesem Hintergrund relativiert sich die Einschiitzung
der Macht der Mediendffentlichkeit; die fragile Machtkonstellation innerhalb der po-
litischen Institutionen selbst Lt auf einen internen Konflikt schlicBen und verweist
eher auf die Bedeutung ciner speziellen Parteit{fentlichkeit als auf dic der Medien.

Es scheint also keineswegs eindeutig, welche Offentlichkeit hier cine Legitimati-
onskrise ausltste, und wie dic Gewichte zwischen sachlicher Angemessenheit und
dem Gemeinwohl einerseits, unsachlichen bzw. egoistisch motivierten Griinden ande-
rerseils bei der Verhinderung des Gesetzes verteilt waren. Verhinderte das demokrati-
sche Dogma 6ftentlicher Zustimmung und die darauf gestiitztc Medienmacht einen ra-
tionalen Gebrauch institutioneller Macht? Oder bewics sich die legitimicrende
Funktion der Offentlichkeit in der modernen Demokratie als hichste Sicherungsin-
stanz einer gemeinwohlorientierten Rationalitit gegeniiber korrumpierbaren Amtstri-
gern? Zugespitzt formuliert geht es um die Frage: Griindet die Legitimationsfunktion
der Offentlichkeit in einem Vorrang der Demokratie vor der Rationalitit, oder in der
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Erzcugung von Rationalitidt durch Demokratie? In beiden Fiillen muB} priizisiert wer-
den, welche Offentlichkeit gemeint ist bzw. welche Kriterien Offentlichkeit als Legi-
timationsinstanz erfiillen mugf,

Nun liegt der Einwand nahe, gerade der Sonderfall einer Diditenregelung, bei der
Parlamentarier in eigener Sache entscheiden, eigne sich nicht, um grundsiitzliche Fra-
gen der oOffentlichen Legitimation politischer Entscheidungen anzuschlieBen, Die
Konzentration auf dieses Beispiel fiihre viclmehr dazu, daB eine Ausnahme den Blick
auf dic Regel verstelle. In der Tat stellt dieser Fall eine Besonderheit dar, insofern sich
hier cine cher untypische Frontstellung zwischen Offentlichkeit und 6ffentlichem In-
teresse auf der cinen, Abgeordneten und ihren partikularen Interessen auf der anderen
Seite bilden konnte. Gerade weil dabei eine ungewohnliche Homogenitit der Offent-
lichkeit erzeugt wurde, eignet sich das Beispiel besonders gut, um die Macht der Of-
fentlichkeit gegeniiber den politischen Institutionen zu beleuchten. Daraus ergibt sich
aber auch seine eingeschriinkte Bedeutung, die den Vergleich mit anderen Konstella-
tionen erfordert. Daraul komme ich spéter noch einmal zuriick.

Ich méchte mich im Folgenden den theoriekonzeptionellen Fragen zuwenden, die
das Beispiel im Zusammenhang mit dem Legitimationsproblem aufwirft, Zunichst
werde ich auf den Begrift der Macht cingechen (1), um im AnschluBl daran vier Legiti-
mationsmodelle zu diskutieren, die das Verhiltnis von Offentlichkeit und Gemein-
wohl jeweils unterschiedlich bestimmen (2). Dabei michte ich zeigen, warum die bei-
den giingigen Gegeniiberstellungen der Legitimation durch Verfahren oder durch
Normen und der reprisentativen oder plebiszitiren Demokratie in falsche Alternativen
fiihren, die der Bedcutung der Offentlichkeit in modernen Demokratien nicht gerecht
werden (3). Statt dessen fiihre ich dic Unterscheidung zwischen informellen und for-
mellen Verfahren offentlicher Meinungsbildung ein, die verschiedene Wirkungsbe-
dingungen von Offentlichkeit im politischen Legitimations- und Entscheidungsprozel3
sichtbar macht. Zum SchluBl will ich noch cinmal kurz auf die besondere Rolle der
Massenmedicn in diesem Prozel eingehen, um Anschlufiméglichkeiten einer norma-
tiven Theoric politischer Offentlichkeit an Ansiitze der empirischen Medienforschung
zu markieren (4).

I

Die Rede von der Macht der Offentlichkeit, der dffentlichen Meinung oder der Mas-
senmedien im Unterschied zur institutionell verfaten Macht kénnte vermuten lassen,
dal es sich hier nicht um verschiedene Bereiche oder Formen von Macht handelt, son-
dern daBl méglicherweise verschiedene Sprechweisen vorliegen, und einer der beiden
Begrilfsverwendungen eine nur metaphorische Bedeutung zukommt. So kénnte man
im Fall der Offentlichkeit vielleicht cher von einem dilfusen Einfluf sprechen, wohin-
gegen nur die politischen Institutionen mit konkreter Entscheidungsmacht ausgestattet
sind; mit der Moglichkeit also, bindende Beschliisse zu lassen. In dhnlicher Weise un-
terscheidet beispielsweise Talcott Parsons »Einflu« als die Fiihigkeit, zur Annahme

117



bestimmter Uberzeugungen zu motivieren, von »Macht« als der Fihigkeit, kollektiv
bindende Verpflichtungen herzustellen. Beide Fihigkeiten bezeichnet er, in Analogie
zum Bkonomischen Tauschmittel des Geldes, als »symbolische Interaktionsmedien«
(Parsons 1963). Allerdings griindet cr »Einfluli« dabei aut Prestige bzw. Kompetenz,
die mit sozialen Rollen verbunden sind, so dafi man in diesem Sinn dann lediglich vom
Einflufl bestimmter Personen auf die 6fTentliche Meinung, nicht aber vom Einflul} der
Offentlichkeit selbst sprechen kénnte. Ein weiterer Nachteil dicser Differenzierung
bestcht auch darin, daB sich mit ihr zwischen dem Einfluft der Offentlichkeit und der
Macht politischer Institutionen keine direkte Verbindung herstellen 1iBt.

Diesen Aspekt beriicksichtigt Max Webers beriithmte Unterscheidung zwischen
»Macht« und »Herrschaflt«. »Macht« heilit hier, als »soziologisch amorpher« Begriff,
jede Durchsetzungschance in einer sozialen Bezichung, unabhiingig davon, woraul sie
beruht, wihrend »Herrschall«, als »Sonderfall von Macht«, nur dann besteht, wenn
sich dic Durchsetzungsfihigkeit im Hinblick auf einen bestimmten Belchlsinhalt und
angebbare Personen spezilizieren liBt. Gegeniiber den Ressourcen der Macht bleiben
beide Definitionen zunichst unbestimmt, erst Webers »reine Typen legitimer Herr-
schaft« gehen auf ihre rationale, traditionale oder charismatische Basis cin (Weber,
WuG 28f., 1221, 541f.).

Aufden ersten Blick scheint Hannah Arendts Machtdefinition ein ganz anderes Phii-
nomen ins Auge zu fassen: »Macht entspricht der menschlichen Fihigkeit, (...) sich
mit anderen zusammenzuschlicfen und im Einvernehmen mit ihnen zu handeln. Uber
Macht verfiigl niemals ein Einzelner; sic ist im Besitz ciner Gruppe« (Arendt 1970:
45). Charakteristisch fiir Arendts Ansatz ist cine eigentiimliche Selbstbeziiglichkeit
der Macht — Macht dient gerade nicht der Durchsetzung bestimmter Zicle, sondern bil-
det eine allen Ziclen vorausliegende Struktur: »wenn der Staat seinem Wesen nach or-
ganisicrte und institutionalisierte Macht ist, so hat auch die gingige Frage nach seinem
Endzweck keinen Sinne, denn sie konne nur zirkelhalt mit der Erméglichung mensch-
lichen Zusammenlebens beantwortet werden (53).

Eine strukturelle Unterscheidung zwischen der Macht der Offentlichkeit und der in-
stitutionalisierten Macht bietet diese Definition nicht an. Wenn Macht nur im cinver-
nehmlichen Sprechen und Handeln der Staatsbiirger besteht, muf3 sie immer schon 6f-
fentlich sein. Ist Arendts Begriffshestimmung also genau auf die Macht der Offent-
lichkeit zugeschnitten? Wer dic Offentlichkeit moderner Massenmedien im Auge hat,
wird diese Frage cher verneinen — nicht grundlos ist Arendts Theoric verschiedentlich
vorgeworfen worden, sie orientiere sich am emphatisch verkliirten Modell der antiken
Polis statt an der komplexen Gesellschaft der Moderne (Sternberger 1976, Habermas
1976, Benhabib 1991). Das Bild der als »Gruppe« versammelten Staatsbiirger, dic im
Einvernchmen miteinander handeln, setzt cine Unmittelbarkeit voraus, diec mit der mo-
dernen Erfahrung komplexer, uniibersichtlicher Entscheidungsstrukturen nicht zu ver-
einbaren ist. Nimmt man Arendts Ausfithrungen jedoch weniger wisrtlich, dann ver-
weist sie im Unterschied zu Parsons und Webers MachtbegrilT auf ein auch fiir moder-
ne Institutionen fundamentales Phinomen: den Grundkonsens der Staatsbiirger, cinem
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Gemeinwesen anzugehoren, innerhalb dessen dic gemeinsamen Angelegenheiten ge-
regelt werden. Dieser Grundkonsens ist, in einer allerdings hier nicht ndher bestimm-
ten Weise, auf Offentlichkeit angewiesen. »Der plétzliche dramatische Machtzusam-
menbruch, wie er fiir Revolutionen charakteristisch ist, zeigl, wie schr der sogenannte
Gehorsam des Staatsbiirgers — gegeniiber den Gesctzen, den Institutionen, den Regie-
renden oder Herrschenden — cine Sache der 6ffentlichen Meinung ist, namlich die Ma-
nifestation von positiver Unterstiitzung und allgemeiner Zustimmung« (Arendt 1970:
50).

Hier liegt dic Stirke von Arendts Theorie: Sie kann uns erkliren, warum die mil
Walfengewalt erzwungene Einheit und Folgebereitschalt von Staatsbiirgern nicht aus-
reicht, um Herrschalt zu sichern. Nicht Webers, sondern Arendts Delinition verdeut-
licht, warum dic zum Medienspektakel dramatisicrte massenhafte Republikflucht und
die 6lfentliche Tnanspruchnahme einer Gruppe von Staatsbiirgern, »das Volk« zu scin,
tiber Nacht cine mit SchieBbefehl gesichertc Grenze in einen Steinbruch fiir nationale
Souvenirs verwandeln konnte.

Da Arendt den Machtbegriff aber strikt an den zweckfreicn Konsens der Staatshiir-
ger bindet, kdnnen Fragen der Legitimation fiir sie keine weitergehende Bedeutung ge-
winnen: Macht konstituiert und legitimiert sich durch Ubercinstimmung, und fillt
auch mit dieser — auf Grundnormen oder Verfahren einer demokratisch verfaBten in-
stitutionellen Macht wird nicht weiter eingegangen. Auch die Rationalitiit politischer
Entscheidungen ist cin Thema, das Arendt bewuft iibergeht, insofern es mit der »un-
politischen« Kategoric des Zweckmiiligen behaftel ist.

Dic Konzeptionen von Arendt, Weber und Parsons reprisentieren drei theoretische
Grundrichtungen, die sich als kommunitirer, vertikaler und systemtheorctischer
Machtbegriff unterscheiden lassen (Schiller 1991). Erst wenn man die drei Konzepte
miteinander kombiniert, gewinnt man cine begriffliche Grundlage, mit der sich sowohl
diec Macht der Offentlichkeit und der modernen Massenmedien, als auch die Macht der
politischen Institutionen erfassen 14t Und erst wenn deutlich ist, in welchem Sinn es
sich hicr jeweils um Instanzen politischer Macht handelt, kann auch dic Frage beant-
wortet werden, welche Bedeutung beide [fiir die Legitimation und Rationalitit politi-
scher Entscheidungen cinnehmen.

Ein solches Modell, das die verschiedenen Begriffe verbindet, hat Jiirgen Habermas
vorgeschlagen. Er unterscheidet zwischen der kommunikativen Erzeugung (im Sinne
Arendts) und der strategischen Ausiibung von Macht (im Sinne Webers). Fiir den Vor-
gang der Mﬁch[ubulmuung greift er auf Parsons’ Konzept der symbolischen Interak-
tionsmedicn zuriick: Uber die Institutionalisier ung von Amtern, die mit konkreten Ent-
scheidungs- und Durchsetzungsbelugnissen ausgestattet sind, wird die kommunikativ
erzeugte Macht der Staatsbiirgergemeinschalt in die effektiveren Kanile des erfolgs-
orientierten Staats- und Verwaltungshandelns geleitet. Die »Basisinstitution des biir-
gerlichen Rechis« sichert mit der formellen Satzung von Grundnormen und Verfahren
die Bindung des Machtmediums und seiner Triiger an den Konsens der Staatsbiirger
(Habermas 1976 und 1981 11: 272ff., 384(t.).
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Trotz alltagssprachlichen Gleichklangs muB die in unserem einleitenden Beispiel
thematisierte »Macht der Medien« vom »Medium Macht« im Sinne von Parsons deut-
lich unterschieden werden. Massenmedien gelten hier als Kommunikationstechnolo-
gien, die die raumzeitliche Beschrinkung von Sprechhandlungen aufheben und in eine
virtuelle Offentlichkeit iiberfiihrer, die sich aus einem Netz pluraler Offentlichkeiten
zusammensetzt (Habermas 1981 I1: 274),

Die Macht der Medicndffentlichkeit besteht demzufolge nicht, wie die Macht der
politischen Amter, in konkreten Entscheidungs- und Durchsetzungsbefugnissen, son-
dern in der Erzeugung und Inanspruchnahme des staatsbiirgerlichen Grundkonsenses.
Da aber auch die imtergebundene institutionalisierte Macht formell an die Uberein-
kunft der Staatsbiirger gebunden ist, liegt einc Konkurrenz zwischen Medienmacht
und Institutionenmacht um die jeweilige Auslegung dieses Grundkonsenses nahe.
Denn beide Instanzen konnen sich nur dadurch als legitime politische Macht beweisen,
daf sie die allgemein giiltige Meinung zum Ausdruck bringen bzw. zur Entschei-
dungsgrundlage machen.

2.

Mit dieser Darstellung ciner Machtkonkurrenz zwischen modernen Massenmedien ei-
nerseits, politischen Institutionen andererseits, verschiebt sich das Tegitimationspro-
blem auf den Ausdruck der »allgemein giiltigen Meinung«. Wenn demokratische Le-
gitimation von der Auslegung des Staatsbiirgerkonsenses abhiingt, mufl deutlich ge-
macht werden, worin dieser Konsens sich manifesticrt und wie er jeweils bestimmbar
wird. Nun werden in diesem Zusammenhang nicht nur in der Politik, sondern auch in
der Demokratietheorie die »&ffentliche« oder »allgemeine Meinunge, das »&(fentliche
Interesse«, »offentlicher Geist« und »Gemeinwohl« hiufig als synonyme Ausdriicke
in Anspruch genommen. Unklar bleibt dabei nicht nur das Verhiltnis von »Offentli-
chem« und »Allgemeinems, sondern auch, ob beide Begriffe jeweils in deskriptiver
oder normativer Hinsicht gemeint sind. Erst eine Differenzierung zwischen diesen vier
Bedeutungen macht jedoch die Grundlagen der verschiedenen demokratischen Legiti-
mationsmodelle und die besondere Bedeutung der Offentlichkeit deutlich.

Wihrend Allgemeinheit durch Bezugnahme auf das Ganze entsteht, ist fiir Offent-
lichkeit die unbeschrinkte Zuginglichkeil eines gemeinsamen Raumes und die Wahr-
nehmbarkeit von Handlungen und Aufierungen konstitutiv. Ein normativer BegrifT des
Allgemeinen liegt dann vor, wenn vom »Gemeinwohl« im Sinne des [iir alle Richtigen
bzw. Geltenden dic Rede ist. Der deskriptive Bezug aul das Allgemeine meint hinge-
gen lediglich dic » Allgemeinheit« im Sinne der Gesamtheit (oder auch nur: Mchrheit)
der Staatsbiirger. Offentlichkeit gewinnt dort normative Bedeutung, wo sie zur Be-
stimmung des Gemcinwohls und zur Entscheidungsfindung beitriigt, withrend sich
ihre deskriptive Funktion auf blofie Verflentlichung von Informationen, Meinungen
und Handlungen beschriinkt.
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Die normative und deskriptive Bedeutung des Allgemeinen findet sich beispielhaft
in Rousseaus ebenso bekannter wie umstrittener Unterscheidung zwischen dem Ge-
meinwillen (volonté générale) und dem Gesamtwillen (volonté de tous). Wihrend der
Gemeinwille das wohlverstandene Interesse der Gemeinschaft zum Ausdruck bringt,
setzt sich der Gesamtwille aus der Summe der faktischen Einzelwillen der Staatsbiir-
ger zusammen. Das Problematische an Rousseaus Bestimmung liegt darin, daf} nicht
allein die Unterscheidung zwischen allgemeinen und partikularen Interessen gemeint
ist, sondern auch zwischen absoluter Wahrheit und Fehlbarkeit des Willens. Der Ge-
meinwille definiert sich tiber das wahre Allgemeininteresse, er shat immer rechte,
wiihrend die Staatsbiirger sich in ihrer Gesamtheit durchaus irren kénnen; auch dort,
wo sie sich am Gemeinwohl zu orienticren glauben, kénnen sich Sonderinteressen als
eigentlicher Bestimmungsgrund ihres Willens erweisen (Rousseau, CS 11,3,6).

Diese strikte Trennung zwischen dem normativ und dem empirisch Allgemeinen
provozicrt die Frage, auf welche Weise ein zur absoluten Wahrheit iiberhthtes Ge-
meinwohl {iberhaupt bestimmt werden kann; und ob es als cin von empirischen Be-
stimmungsverfahren abgeldstes Kriterium fiir politische Entscheidungen iiberhaupt
von Nutzen sein kinne. Der Verlauf der Franzosischen Revolution gilt bis heute Vie-
len als Beweis fiir das Gegenteil: daf die Behauptung »wahrer Interessen« jede politi-
sche Gemeinschaft in Diktatur und Terror stiirzen miisse. Dagegen kann zwar geltend
gemacht werden, dal Rousseau nicht nur die Fehlbarkeit des Volkswillens, sondern
auch seine Unvertretbarkeit hervorgehoben hat (CS IL, 1 ; IT1,15), doch damit wird auch
bei ihm die Allgemeinheit zum Bestimmungsort des Gemeinwohls, und die scheinbar

absolute Bedeutung des Gemeinwillens schrumpft praktisch auf dic des Gesamtwil-
lens.

Bei Rousseau stehen allerdings noch anthropologische und pidagogische Uberle-
gungen im Hintergrund, die cinen intuitiven Wahrheitsbegriff des Politischen begriin-
den. Da der Mensch von Natur aus Einzelginger sei und im Verlauf der Gemein-
schaftsbildung cher zu eitler Selbstliche neige, miisse er durch Erzichung zum
Staatsbiirger »denaturiert« und zur politischen Freiheit im Sinne des Gemeinwillens
gezwungen werden. Damit kommt einerseits dem Gesetzgeber die autoritire Rolle ei-
nes Erziehers der Staatsbiirger zu, andererseits aber werden auch die »Herzen der
Staatsbiirger« und die dort eingepflanzten Sitten zur Instanz der Gemeinwohlbestim-
mung (Starobinski 1961: 139ff., Habermas 1962: 1201T.).

Diesc Zwiespiltigkeit Rousseaus markiert zwei mogliche Varianten der Legitimati-
on politischer Macht unter Bezug auf das Gemeinwohl. Politische Entscheidungen
kénnen, in der eliféiren Variante, mit der besondercen Kompetenz einzelner Amtstréiger
begriindet werden, das Gemeinwoh! zu erkennen — dics kann auf besonderer Sach-
kenntnis oder auch moralischer Uberlegenheit beruhen. Offentlichkeit hat hier keine
konstitutive Bedeutung fiir die Entscheidungsfindung selbst; sie dient, als Wirkungs-
raum der pelitischen Elite, der Erzeugung von Vertrauen und Folgebereitschaft. Das
Problem verlagert sich damit von der elitdr abgesicherten Bestimmung des Gemein-
wohls auf die allgemeine Anerkennung der Amistriiger, die von bestimmten Vertrau-

121



ensgriinden abhiingt. Die Rationalitit der politischen Entscheidungen soll zwar nur
durch die Kompetenz der politischen Elite garantiert werden, die aber ist sclbst wicder
von einer kompetenten Auswahl durch die Allgemeinheit abhingig.

Die sitiliche Variante stiitzt sich dagegen dirckt auf die Biirgertugenden und einge-
lebten Sitten, auf den »gesunden Menschenverstand«, der intuitiv das Richtige wolle.
Hier werden normatives Gemeinwohl und empirische Allgemeinheit verbunden, der
mitgeliihrtc intuitive Wahrheitsanspruch verlangt jedoch unbedingte Einigkeit der
Staatsbiirger. Wenn Sitten und Tugenden keine Eindeutigkeit der gemeinsamen Ent-
scheidung hervorbringen, muB auch dic »Wahrheit des Herzens« als Legitimationsin-
stanz in Frage gestellt werden. Rousseau betrachtet daher é(fentliche Debatten als
Tiduschung und Verzerrung des von sich aus guten Volkswillens zugunsten von Son-
derinteressen (CS 1V, If.). Wo dic Wahrheit des Herzens und der Sitten als Legitima-
tionsinstanz gilt, darf Offentlichkeit nur rituelle Bekriiftigung von Einigkeit liefern.

Verzichtet man hingegen auf den Wahrheitsanspruch, bleibt zuniichst nur der Bezug
auf die empirische Allgemeinheit: politische Entscheidungen werden allein dadurch
legitimiert, dafi alle daran teilgenommen haben oder teilnehmen kénnen. Die dezisio-
nistische Position reduziert Demokratie auf bloBe Abstimmung — ohne den Anspruch
auf ein qualitatives Entscheidungskriterium. Da der Fall einer auf diese Weise herbei-
geliihrien Einstimmigkeit aber relativ unwahrscheinlich ist, bedarf es zusitzlicher
Verfahren, wie z.B. der Mchrheitsregel, um Entscheidungslihigkeit herzustellen.
Auch hier wirkt Offentlichkeit, pointiert formuliert, lediglich als Verdffentlichung: Sie
dient der Bekanntgabe von Entscheidungen, fiir das Zustandekommen von Meinungen
ist sie Uberflissig,

Diese Extrempositionen machen deutlich, dafd zwischen einem schwachen und ei-
nem starken Legitimationsbegriff unterschieden werden kann (iihnlich Luhmann
1975: 31f.). Das elitdre und das sittliche Modell verbinden im Gegensatz zum dezisio-
nistischen mit der Legitimation von Entscheidungen auch einen Wahrheitsanspruch:
Legitimiert ist nicht allein das, was alle wollen, sondern nur, was auflierdem das Rich-
tige ist. Mit dieser Differenzierung scheint sich cin wichtiger Aspekt des geschilderten
Diiitenbeispiels crklaren zu lassen. Das Paradoxe an der Position der Abgeordneten,
ihre Entscheidung einerseits als gut begriindet zu verteidigen, sie aber andererscits auf-
grund mangelnder Akzeptanz fiir dic Ursache ciner Legitimationskrise zu halten, [8st
sich auf, wenn man von einem schwachen Legitimationshegriff ausgeht: Nicht der ar-
gumentative Bezug auf das Gemeinwohl und die guten Griinde, sondern nur die Zu-
stimmung der Allgemeinheit legitimiert die Entscheidung. Damit stellt sich freilich ein
anderes Problem. Fraglich wird dann néimlich, ob die Offentlichkeit der Massenme-
dien oder der eigenen Partei allein als wirksame Legitimationsinstanz fungieren kin-
nen, d.h. ob sie ausreichen, um den Abgeordneten klare Vorgaben (iir ihre Entschei-
dung zu crteilen.

Die bisher skizzierten Extrempositionen der elitir bzw. sittlich und der dezisionistisch
begriindeten Legitimation fiihren offenbar zu einer falschen Alternative zwischen intui-
tiv erkanntem Gemeinwohl und bloBer Entscheidung. Diese Alternative polarisiert nicht
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nur zwischen Wahrheit und Mehrheit, sie geht auch an der besonderen Bedeutung der
Offentlichkeit villig vorbei, die jeweils auf blofie Verdflentlichung reduziert wird. Die
Macht der Offentlichkeit IiBt sich so nicht erkliren. Wenn diese Macht gegeniiber poli-
tischen Institutionen darin besteht, daB hicr die jeweilige Ubereinkunft der Staatsbiirger
unabhiingig von institutionellen Festiegungen in Erscheinung tritt, kann sich dies weder
aut die bloBe Darstellung eines sittlich bereits fixierten Konsenses, noch auf die einfache
Bekanntgabe eines Abstimmungsergebnisses beschriinken. Offentlichkeit entfaltet
Macht, weil sie einer Pluralitit von Meinungen und Argumenten Gehor verschaffen und
daraus immer wicder neue gemeinsame Uberzeugungen bilden kann. Das hicr zugrunde
liegende Legitimationsmodell ist das der diskursiven Gemeinwohlbestimmung, das von
einem normativen Begriff der Offentlichkeit ausgeht.

Begriindet werden kann dic normative Bedeutung der Offentlichkeit mit strukturel-
len, funktionalen und normativen Argumenten. Das strukturelle Argument orientiert sich
am »Input« politischer Institutionen: Da politische Macht nur durch Offentlichkeit er-
zeugl werden kann, muf} auch die institutionalisierte Macht an Offentlichkeit gebunden
bleiben, um einem allgemeinen Machtverfall vorzubeugen; vorrangiger Aspekt ist hier
die politische Stabilitit. Das funktionale Argument ist dagegen »Output-orientiert«: Da
politische Entscheidungen ohne Reibungsverluste nur durchsetzbar sind, wenn sie sich
in alltsigliche Lebensformen einfiigen, muf Offentlichkeit nicht nur passive Akzeplanz,
sondern auch aktive Kooperation sichern. Zentral ist dabei der Aspekt politischer Effek-
tivitit. Beides, Stabilitidt und Effektivitit, @6t sich jedoch auch auf anderem Weg als dem
der diskursiven Offentlichkeit erreichen. Wenn man kommunikativ erzeugte Macht und
instrumentelle Gewalt als funktionale Aquivalente begreift oder die Reibungsverluste er-
zwungener Entscheidungsdurchsetzung gegen die Kosten éffentlicher Meinungsbildung
aufrechnel, bleibt es letztlich eine empirische Frage, ob Diktaturen oder Demokratien
stabiler und effizienter sind. Diese Maglichkeit kann erst durch die normative Argumen-
tation ausgeschlossen werden, dic sich dirckt aut die demokratischen Werte der Freiheit
und Gleichheit stiitzt: Politische Freiheit und Gleichheit kénnen nicht allein durch reprii-
sentative Institutionen, sondern letztlich nur durch die unbeschriinkte Zugiinglichkeit des
oflentlichen Raumes garantiert werden.

Dic Maoglichkeit und Notwendigkeit 6ffentlicher Meinungsbildung fiir die Erzcu-
gung eines staatsbiirgerlichen Konsenses setzt voraus, dall weder eine unaufhebbare
Mehrzahl konkurricrender Einzelinteressen besteht, noch das gemeinsame Interesse
intuitiv bzw. elitir bestimmbar wiire: Nur im 6fTentlichen Diskurs kann sich heraus-
stellen, was fiir alle als richtig gill. Dabei stellt sich dic Frage, ob die diskursive Ge-
mcinwohlbestimmung dezisionistischer Beliebigkeit entkommen kann, ohne sich wie
das elitire oder sittliche Modell mit einem Wahrheitsanspruch zu belasten. » Aussagen
mit absolutem Wahrheitsanspruch« schreibt Hannah Arendt (1972: 591.) sei »eines ge-
meinsam, daB namlich ihr Giiltigkcitsanspruch durch Ubereinkunft, Diskussion oder
Zustimmung weder erhirtet noch erschiittert werden kann«. Demzufolge kann die 6f-
fentliche Meinung nur jewcilige Uberzcugungen zum Ausdruck bringen, aber keinen
absoluten Wahrheitsanspruch erheben.
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Behauptet also der normative Offentlichkeitsbegriff den Vorrang der Demokratic vor
der Rationalitit? Wenn man Vernunft im Sinne Platons als »Organ [iir das Vernehmen der
Wahrheit« definiert, das »nur den Géttern und wenigen unter den Menschen verlichen
ist« (Arendt 1972: 60), wird die Entgegensctzung von demokratischer Meinungsbildung
und rationaler Einsicht in der Tat unvermeidlich. Diese Tyrannei der Wahrheit beruht je-
doch wesentlich auf der Vorstellung einer gleichzeitig intuitiven und objektiven Erkennt-
nis. Dagegen entspricht der diskursive Wahrheitsbegriff eher dem, was in Arendts Termi-
nologic als »Meinung« bezeichnet wird: Meinungen bediirfen der Pluralitit, beruhen aber
nicht auf Privat- oder Gruppeninteressen, sondern aul »Gemeinsinn«; sie »driingen sich
nicht auf, sondern sind das Resultat der Uhcrlcgung« und damit »wahrhalt diskursive
(62). Die Diskurstheorie der Wahrheit weist cinerseits den Absolutheitsanspruch einer in-
tuitiven Wesensschau zuriick, will aber andererseits gegeniiber der bloBen Willkiir dezi-
sionistischer Modelle »ein Moment von Unbedingtheit« retten, indem sie sich auf die dis-
kursive Begriindbarkeit von Geltungsanspriichen bezieht (Habermas 1986: 352). Wer an
Argumentationen teilnimmt, geht davon aus, dal} sich strittige Fragen mit guten Griinden
entscheiden lassen. Ob man diesen »zwanglosen Zwang des besseren Arguments« wie
Habermas als diskursiven Wahrheitsanspruch bezeichnet, oder, wie Arendt, als »argu-
menticrende Uberredung« vom Feld der »philosophischen Wahrheiten« abgrenzt, ist
dann eher cine Definitionsfrage. Die Rationalitit politischer Entscheidungen bemiBt sich
nach dem diskursiven Modell an der Giite der Griinde, die in der Debatte fiir den An-
spruch der Sachangemessenheit und normativen Richtigkeit vorgebracht werden kénnen.
Sie ist allerdings auch an die Vorausselzung gebunden, daf alle Argumente ohne Behin-
derung und Verzerrung zur Geltung gebracht werden kénnen.

3.

Die iiberzogene Polarisierung zwischen dem starken Legitimationsanspruch der elitdren
oder sittlichen Gemeinwohlorientierung und dem schwachen Legitimationsanspruch der
dezisionistischen Mehrheitsmeinung wirft ein Licht auf zwei verbreitete konzeptuelle Ge-
gensatzpaare, die ebenso lalsche Alternativen bilden: die Gegeniiberstellung einer »Legi-
timation durch Verfahren oder durch Normen« und die Entgegenselzung von »reprisen-
tativer oder plebiszitirer Demokratie«. Beide Kontroversen tiihren als Alternativen am
Legitimationsproblem moderner Demokratien vorbei (Mandt 1985, Gihler 1994).

Dal} die Orientierung am Verfahren allein kein ausrcichendes Legitimationskriterium
bietet, macht das Beispiel des Hamburger Disitengescizes plausibel. Die Einhaltung gel-
tender Verfahren bei der Gesetzesfassung wurde nicht bestritten; die 6ffentliche Empo-
rung griindete auch nicht in erster Linie in der Kritik an einem geltenden Verfahren, Die
»moralischen Mabstibe der Legitimation«, auf die sich der Einspruch des Biirgermeisters
bezog, orientierten sich vielmehr an den Grundnormen der Gleichheit und Verteilungsge-
rechtigkeit, die nach Meinung der Offentlichkeit durch das neue Gesetz verletzt wurden.
Eine grundsiitzliche Kritik am geltenden Verfahren der »Selbstbedienung « von Abgeord-
neten wurde durch diesen Vorwurf der Verletzung geltender Normen erst ausgel@st.
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Nun kann man freilich auch die Grundnormen der Gleichheit und Gerechtigkeit als
»Strukturprinzipien« wieder in Verfahrensfragen iibersetzen (Luhmann 1975: 198),
durch definitorische Vereinseitigungen verringert sich jedoch nicht das Problem. Der
Versuch, normative Fragen durch Orientierung an geltenden Verfahren zu iiberwinden,
fiithrt genauso zu ciner halbierten Legitimitit, wie der Versuch, Verfahrens{ragen durch
Normbestimmungen zu ersetzen. Allgemeinverbindliche Entscheidungen lassen sich
weder allein prozedural durch die Einhaltung festgesetzter Verlahren noch allein mate-
rial durch Berufung aul letztgiiltige Werte legitimieren. Sie erfordern beides: eine Eini-
gung auf dic allgemeine Geltung von Grundwerten und von Entscheidungsprozeduren.
Woraul es hier aber vor allem ankommt, ist das Problem, daB8 im konkreten Fall in bei-
den Richtungen Interpretationsspielriume bleiben, die die Anbindung institutionell ver-
faBter Entscheidungsmacht an die Macht der éffentlichen Meinungsbildung erfordern.

Fiir das Problem dieses Entscheidungsspiclraums bieten repriisentative und plebis-
zitdire Institutionen verschiedene Lasungen, dic bei einer kontriiren Gegeniiberstellung
die Bedeutung der Offentlichkeit verfehlen. Das generalisierte Vertrauen der Staats-
biirger in die politischcn Amtstriiger, auf das sich die Verteidiger der repriisentativen
Demokratie stiitzen, ist wiederum abhingig davon, ob sich die »Vertreter des ganzen
Volkes« in ihren Entscheidungen am Gemeinwohl orientieren. Bei der konkreten Aus-
legung dessen, worin das Gemeinwohl jewecils besteht, ist aber nicht allein das »Ge-
wissen« der Abgeordneten als innere Instanz von Sittlichkeit maligebend, sondern
auch das, was offentlich als Gemeinwohl gilt. Die Legitimation politischer Entschei-
dungen in modernen Demokratien griindet nicht allein in der vertrauensgebundenen
Erteilung von Entscheidungsbefugnissen, sondern auch in der sachbezogenen Uber-
einstimmung mit der 6ffentlich artikulierten allgemeinen Mcinung. Wo nicht von ei-
ner intuitiv bestimmbaren absoluten Wahrheit, aber auch nicht von der grundsitzli-
chen Willkiir politischer Entscheidungen ausgegangen wird, liegt die Definitions-
macht iiber das Gemeinwohl letztlich bei der Offentlichkeit. Sie entscheidet auch in
einzelnen Fillen iiber die Gemeinwohlorienticrung der Amtstriiger und iiber deren
Machterhalt. Darin besteht dic »plebiszitiire Macht« der Offentlichkeit — und insbe-
sondere der Massenmedien — gegeniiber den politischen Institutionen.

Waren also die Kontroversen der sechziger und siebziger Jahre iiber Partizipation
und Parlamentarismus, direkie und repriisentative Demokratie (Bermbach 1991) blofie
Scheingefechte? Haben im Schatten scheinbar gescheiterter Relormprojekte zur Insti-
tutionalisierung von Biirgerbeteiligung und Volksentscheid gewissermaBen auf dem
Schleichweg iiber die Massenmedien alltiigliche Plebiszite das Repriisentativsystem
lingst durchsetzt? Die Riicknahme des Hamburger Diiitengesetzes im Namen der Of-
fentlichkeit liefert datiir, so konnte man meincn, cin deutliches Beispiel. Ganz so ein-
fach ist es jedoch nicht.

Um ecin differenziertes Bild zu gewinnen, mul} hier auf die bereits erwiihnte Beson-
derheit des Beispiels zuriickgekommen werden. Es handelte sich ja um einen untypi-
schen Fall, insofern die umstrittene Entscheidung dic Sonderinteressen der Abgeord-
neten als einer eigenen gesellschaftlichen Gruppe betraf. Daher eignete sich das
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Thema ungewdhnlich gut fiir eine Konfrontation zwischen den parlamentarischen
Mandatstriigern und der »auBerparlamentarischen Opposition« der Mediend(Tentlich-
keit. Und auch der Zweifel an der Gemeinwohlorienticrung der politischen Repriisen-
tanten war hier besonders naheliegend. Im Vakuum allgemeiner politischer Passivitiit
fiel es den Massenmedicn daher nicht schwer, das umstrittene Gesctz zum tagespoli-
tischen Hauptthema zu dramatisieren, und das Feld der ffentlichen Mecinung durch
relativ eindeutige Positionen zu besetzen. So konnte »Offentlichkeit« als cine eigen-
stindige Macht in Erscheinung treten, dic ihre Stimme gegen den eigenniitzigen
MachtmiBibrauch der Amtstriiger uniiberhérbar zur Geltung brachte.

Dieses Bild dndert sich, sobald ¢s um Entscheidungen geht, die allgemeinere Inter-
essenkonflikle beriithren. Diese kiéinnen aul verschicdenen Ebenen liegen: ethische
Grundsatzentscheidungen wie im Zusammenhang mit dem § 218 oder der Gentechno-
logie, politische Grundrechtsfragen wie die Debatle iiber Asylrecht und Einwande-
rungsgeselz, aber auch weniger grundsitzliche, dafiir aber nicht minder folgenreiche
Richtungsentscheidungen wie die verkehrspolitische Frage, ob ciner zunchmenden
Anzahl von Autos durch Ausbau von StraBen und Parkfliichen oder durch restriktive
Mafinahmen wie Tempobegrenzungen. Sonderabgaben und Sperrzonen zu begegnen
sci. All diese Fragen werden sowohl unter den institutionellen Entscheidungstrigern
als auch in der Offentlichkeit kontrovers beantwortet. Die Klarheit der sozialen Fron-
ten und der Sachvoten 165t sich aul in ein uniibersichtliches Nebeneinander verschic-
dener Interessen und Meinungen: »die 6ffentliche Meinung« verschwindet hinter vie-
len verdffentlichten Meinungen, »das Gemeinwohle« hinter dem verallgemeinerten
Anspruch jeweiliger Positionen. Dabei zeigt sich, daB die »plebiszitire Macht« der
tiber Massenmedicn vermittelten 6ffentlichen Meinung nur cin informelles Verfahren
der Gemeinwohlbestimmung ist, dessen entscheidungsrelevante Kraft abnimmt, je
kontroverser die gesellschaftlichen Interessen und Ansichten sind. Und je engagierter
der Streit ausgetragen wird, um so differenzierter stellt sich auch der Raum der Offent-
lichkeit selbst dar. Wo politische Apathic aktiver Teilnahme weicht, tritt neben die OF-
fentlichkeit der Massenmedien cine Vielzahl anderer Offentlichkeiten: Demonstratio-
nen und Diskussionsveranstaltungen, Boykott- und Blockadeaktionen, Parteiver-
sammlungen, 6ffentliche Anhdrungen etc. Um politisch wirksam zu werden, muf dic
Vielzahl der Offentlichkeiten, der &ffentlich thematisierten Fragen und der versflent-
lichten Mcinungen sich entweder auf ein erkennbares Votum zuspitzen, das von den
Entscheidungstriigern nicht ignoriert werden kann, oder die 6ffentliche Debatte muBd
direkten AnschluB an institutionalisierte Entscheidungsverlahren finden.

4.

Diese Uberlegungen lassen sich systematisch fassen in der Unterscheidung zwischen
»informellen« und »formellen« Verfahren der Legitimation institutionell verfaBter
Macht durch Offentlichkeit. In beiden Fillen gilt: Legilimierende Kraft gewinnt Of-
fentlichkeit dadurch, daB sich aus dem diffusen Bild der Pluralitit verdffentlichter
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Stimmen eine erkennbare »6flentliche Meinung« bilden kann. Dies muB nicht bedeu-
ten, daB nur cine einheitliche Auffassung bestcht; die 6fTentliche Meinung kann sich
auch aul’ ein Mehrheitsvotum oder cinen Grundkon(likt unverséhnter Ansichten zu-
spitzen, der KompromiBilosungen verlangt.

Das »informelle Verfahren« fordert vom Prozel der éffentlichen Auscinanderset-
zung die eigenstiindige Fokussierung auf Themen und Positionen, die nur unter be-
stimmten Bedingungen errcicht werden kann. Um zu einem Thema von 6fTentlichem
Interesse zu werden, muBl ein Problem nicht nur als grundsiitzlich oder richtungswei-
send erkannt werden, es muf} sich auch zur &ffentlichen Dramatisicrung eignen, darf
also weder zu speziell noch zu abstrakt sein., Dariiberhinaus muf} dic Entscheidungs-
relevanz deutlich werden, d.h. cin direkter Bezug zu Adressaten und institutionellen
Entscheidungen hergestellt werden. Und schlieBilich wird eine in dieser Weise zuge-
spitzie Meinung nur zur »6{fentlichen Meinung«, wenn sic auch iiber ein Medium oder
Forum verfiigt, das sic als solche sichtbar macht.

Allerdings kann auch eine noch so cindcutige 6fTentliche Meinung keine bestimmte
institutionelle BeschluBlassung erzwingen. Dic élfentliche Meinung entscheidet nur
tiber die Legitimation der [ormellen Entscheidungen, die sich iibereinstimmend oder
abweichend zu ihr verhalten konnen. Wer sich als Entscheidungstriiger iiber dic 6ffent-
liche Meinung hinwegsetzt, mul dies entweder unter Berufung aul andere Legitimati-
onsmodelle tun — wie z.B. die clitire Bestimmung des Gemeinwohls —, oder der Ver-
zichl aul Legitimation ist Teil cines stralegischen Machtkalkiils, bei dem das Risiko
des Machtverlustes in Kauf genommen wird.

Diesen Spiclraum bietet das »formelle Verfahren« nicht: hier wird dic BeschluBfas-
sung mit der 6tfentlichen Meinungsbildung dirckt verbunden. Dabei kann das institutio-
nelle Verfahren den Anlal3 fiir 6ffentliche Auseinandersctzungen, oder umgckehrt die
offentliche Thematisicrung bestimmter Fragen den Ausgangspunkt fiir formelle Be-
schlufiverfahren bilden. Die grundlegenden Beispicle dafiir sind die allgemeinen Wah-
len politischer Repriisentanten und die Durchfiihrung von Volksbegehren und -ent-
scheiden, dic sich als Personal- und Sachvoten unterscheiden lassen (Kostede 1984). Die
oflentliche Debatte wird jeweils entscheidungsorientiert gefiihrt und soll garantieren,
dali alle relevanten Sachverhalte und Argumente zur Sprache kommen und cine gemein-
same Willensbildung erméglichen. Dic Formalisierung der Abstimmung biindelt dann
die verschiedenen Meinungen zu cindeutigen Volen und entlastet damit von der Zuspil-
zung durch Dramatisicrung; ihre Institutionalisicrung sichert Verbreitung und verrin-
gert die Schwierigkeit, Offentlichkeit jeweils eigenstindig crzcugen zu miissen. Der
Wahlakt selbst ist zwar individuell und nicht éfTentlich (Gerhards/Neidhardt 1990:
10), er setzt jedoch voraus, dab dic Entscheidungsgrundlagen hinrcichend bekannt
sind und steht daher in cinem logisch notwendigen Zusammenhang zur GiTentlichen
Meinungsbildung. Die einschrinkende Bedingung dieses Verfahrens crgibt sich aus
dem hohen Organisationsaufwand und der damit verbundenen geringen Flexibilitit.
Allerdings miissen hier auch dic Zwischenstufen der institutionalisierten Meinungs-
bildung wic Planbeteiligungsverfahren oder élTentliche Anhérungen beriicksichtigt

127



werden, die sich aus lokaler Begrenzung und verschiedenen Graden der Formalisie-
rung von Yoten ergeben.

Fassen wir zusammen: Wenn Offentlichkeit zur Legitimation politischer Macht
nicht nur rhetorisch fiir den normativen Bezug aufs Ganze in Anspruch genommen
oder auf bloBe Vertffentlichung reduziert werden soll, muB jenseits grundsitzlicher
Normbestimmung und reprisentativer Verfahren auch in einzelnen Fragen die Mog-
lichkeit einer entscheidungsrelevanten dffentlichen Meinungsbildung bestehen. Das
informelle Verfahren spontaner, selbstgeregelter Meinungsbildung steht dabei unter
gravierenden cinschrinkenden Bedingungen: die Fokussierung auf cine erkennbare
offentlichec Meinung ist in der Regel nur bei grundsiitzlichen bzw. Richtungsentschei-
dungen moglich, dic dramatisierbar und adressierbar sind. Gerade in schwierigen Kon-
flikten, die eine differenzierte Problemerfassung und -16sung erfordern, kann dic &f-
fentliche Meinung auf diese Weise kaum zum cntscheidenden Faktor werden.
Dariiberhinaus bleibt aber auch bei gelungener Zuspitzung auf ein erkennbares 6ffent-
liches Votum eine Liicke in der Verfahrensanbindung, dic dem Machtkalkiil der Ent-
scheidungstriiger vorbehalten bleibt. Wenn dieses Kalkiil begrenzt werden soll, muB
die informelle 6ffentliche Meinungsbildung durch formelle Verfahren der allgemei-
nen Beschlufifassung ergiinzt werden (Blanke 1986, Schnetz 1991).

Mit der dirckten Anbindung der institutioncllen Entscheidungsfindung an die &f-
fentliche Meinungsbildung wird die Rolle des Staatshiirgerkonsenses nicht nur gegen-
tiber den staatlichen Repriisentanten gestiirkt, sondern auch gegeniiber den Massenme-
dien als einer eigenstindigen »Offentlichkeitsinstitution«. Massenmedien sind nicht
nur — wie in der eingangs vom »Machtmediume« abgrenzenden Definition suggeriert —
cine Kommunikationstcchnologie oder ein bloRes Verbreitungsmittel, sondern bilden
als Gesamtheit eine besondere politische Institution mit eigenen internen Entschei-
dungsstrukturen. Thre Funktion bestcht nicht nur in der Vermittlung von Informatio-
nen, sondern auch in der Erzeugung und Verstetigung von 6ffentlicher Auseinander-
selzung. Wihrend sogenannte »autonome« Offentlichkeilen (Habermas 1989, 1990)
nur in bestimmten Zusammenhingen spontan entstchen und wieder zerfallen, sorgen
die institutionalisicrten Massenmedicn fiir eine daucrhalte 6ffentliche Priisentation
von Ereignissen, Themen und Meinungen. Dadurch kénnen sie den Grundkonsens der
Staatsbiirger fiir sich in Anspruch nchmen, wo andere Offentlichkeiten und cine viel-
fltige Artikulation von Meinungen aufgrund mangelnder politischer Beteiligung feh-
len. Dic Massenmedien wirken dann gewissermafien als »Platzhalter und Interpret«
der politisch passiven Staatsbiirger.

Allerdings wiirde s cin falsches Bild zeichnen, wollte man die »autonome« Offent-
lichkeit der politisch aktiven Staatsbiirger der »vermachteten« massenmedialen Of-
fentlichkeit dichotom gegeniiberstellen (Habermas 1990). Die Massenmedien bilden
zum einen selbst eine Pluralitit, dic sich aus verschiedenen Techniken (Printmedien,
Horfunk, Fernsehen), Organisationsformen (privat, 6ffentlich-rechtlich) und Trigern
zusammensetzt. Zum anderen verschrinken sie sich aber auch als hochwirksame Ver-
breitungsmittel und allgemeine Berichterstatter mit anderen, partikularen Offentlich-
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keiten. Die Funktionen der raumlichen Verbreitung und zeitlichen Verstetigung von
tffentlichen Auscinandersetzungen begriinden cine Schliisselstellung der Massenme-
dien im Prozef} der politischen Meinungsbildung, der die klotzige Konfrontation von
»manipulativem Medicnsystem« und »alternativer Offentlichkeit« nicht gerecht wird.
Sie verfehlt nicht nur auf der deskriptiven Ebene die Bedeutung der Massenmedien fiir
die gesellschaftliche Kommunikation, sondern iibersieht auch die Problemlésungska-
pazitédt cines weltweilen Kommunikationssystems hinsichtlich globaler Bedrohungen
und Handlungszwiinge.

Wo ein gemeinsamer Diskurs nicht mehr direkt, sondern nur noch vermittelt ausge-
tragen werden kann, wo »dic« Offentlichkeit nicht mehr als unmittelbar erfahrbarer
Ort, als rilumlich-zeitliche Einheit existiert, sondern nur noch als virtuelle Synthese
disparater Zeiten und Riume, muB einc politische Theorie, die sich auf cinen norma-
tiven Offentlichkeitsbegriff stiitzt, diesen zur Struktur medialer Massenkommunikati-
on in Beziehung setzen. Der normative Gehalt des Offentlichkeitsbegriffs liBt sich in
den drei Kriterien: allgemeine Zuginglichkeit der Debatte, Rationalitit der Argumente
und Authentizitit der Darstellung angeben. Thnen stehen verschiedene Ansilze der
Medienwirkungsforschung gegeniiber, dic unter den Stichworten »gate-keeper« (Ro-
binson [973), »agenda-setting« (Ehlers 1983, Weil3 1989), »Nachrichtenwert« (Staab
1989), »News-Bias« (Rosengren 1979), »reziproke Effekte« (Lang/Lang 1953) und
»Pseudo-Ereignisse« (Boorstin 1987, Kepplinger 1989) diskuticrt werden. Dabei
geht es um die Frage, in welcher Weise Themenselektion, -gewichtung und -darstel-
lung fiir die Offentlichkeit durch interne subjektive Krilerien, professionelle Standards
und organisatorische Mechanismen bestimmt werden, und welche Wechselwirkungen
und systematischen Verzerrungen zwischen Ereignissen und Berichterstattungen ent-
stchen. Wiihrend in der empirischen Medienforschung der theoretische Rahmen oft
diffus und aul eine cher rhetorische Adaption systemtheoretischer Begrifflichkeit be-
schriinkt bleibt, leiden gesellschaftstheorelische Konzepte der Olffentlichkeit, wie bei-
spiclsweise die in den letzten Jahren grassierenden »civil sociely«-Ansitze (Honneth
1992), im Hinblick auf empirische Aspekte der Massenkommunikation unter systema-
tischer Unterbelichtung. Dem »erheblichen Theorie-Delizit« der empirischen For-
schung (Ehlers 1983: 182) entspricht damit auf seiten der Politischen Theorie ein Em-
piriedefizit (Kaase/Langenbucher 1986), das von einer am Offcntlichkeitsbegriﬂ' an-
setzenden Demokratietheorie noch behoben werden muf.
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